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Rechenschaftsbericht

Der Personalrat hatte sich im abgelaufenen Schuljahr mit vielen neuen Baustellen im Schulbereich zu beschäftigen. Ausgehend von den PISA- und IGLU-Untersuchungen kam es nicht zu der erhofften Entwicklung eines integrierten Schulwesens nach skandinavischem Muster, sondern die Bremer Schullandschaft wurde weiter aufgegliedert und ist so unübersichtlich wie nie. Dafür wurden große Maßnahmepakete beschlossen, die alle dem Ziel dienen, die Kosten des Bremer Schulsystems zu minimieren und gleichzeitig ein Höchstmaß an Schulqualität zu erreichen. Das ist aber nur zu erreichen, wenn die Lehrerarbeitszeit gleichzeitig weiter erhöht und verdichtet wird. Unter dieser Überschrift sind deshalb alle im Folgenden beschriebenen Maßnahmen zu lesen.

Altersteilzeit

· Für Beamte ist die Altersteilzeit laut Senatsbeschluss ausgesetzt, d.h. zum 01.08.04 sind keine Anträge von der Bildungsbehörde angenommen worden. Bei unveränderter Rechtslage gilt dies auch für den 01.02.05.

· Angestellten wird Altersteilzeit nur genehmigt, wenn der/die Betroffene älter als 60 Jahre ist.

Die Perspektive ist nicht klar. PR-Schulen, Gewerkschaften und Verbände setzten sich für den Erhalt der Altersteilzeit ab 55 Jahren ein – als Möglichkeit des gleitenden Übergangs in den Ruhestand und zur Schaffung von Arbeitsplätzen für jüngere Lehrkräfte. Die Bildungsbehörde kann sich eine „kostenneutrale“ Lösung vorstellen: ein Vorruhestandsmodell unter schlechteren Bedingungen im Rahmen eines „Solidarpakts“. Was kommen wird, hängt vom Engagement der Kolleginnen und Kollegen ab.

Erfolg: 

Nach einem aktuellen Urteil hat das Arbeitsgericht Bremen in erster Instanz einem angestellten Kollegen in Altersteilzeit das Recht auf Altersermäßigung zugesprochen. Der PR rät allen betroffenen KollegInnen,  ihre Ansprüche geltend zu machen. Weitere Informationen im nächsten PR-Info.
Präsenzzeiten/Präsenztage

Der Personalrat hat sich stets gegen eine formale Reglementierung der außerunterrichtlichen Arbeitszeit ausgesprochen. Dennoch sind die Präsenztage am Ende der Sommerferien und zu den Halbjahresferien gegen den Widersand vieler KollegInnen in den Schulen zur (unterschiedlich bewerteten) Realität geworden. Der Personalrat hat sich erfolgreich dafür eingesetzt, dass zumindest die zeitliche Handhabung flexibler erfolgt und auch Fortbildungen während des Schuljahres von der Schulleitung auf die Präsenztage angerechnet werden können.

Jetzt will die Behörde auch die gesetzlich schon möglichen regelmäßigen Präsenzzeiten in Schule durchsetzen. Auf Intervention des Personalrates hat der Bildungssenator zugesichert, dass weder für das nächste noch für das darauffolgende Schuljahr eine Zwangspräsenz an den Schulen festgelegt werde. Jedoch seien die Schulen aufgefordert, freiwillige Modelle eines inhaltlich bestimmten verbindlichen wöchentlichen Präsenznachmittags an ihrer Schule zu entwickeln und auszuprobieren.

Der Personalrat wird wie bisher Kollegien, die andere Arbeitszeitmodelle entwickeln und ausprobieren, beratend begleiten. Zwangsmaßnahmen, die zu Mehrarbeit und Mehrbelastung führen, lehnt der Personalrat jedoch grundsätzlich ab. Der Teilzeiterlass muss bei jeder internen Regelung grundsätzlich beachtet werden.
An einzelnen neuen Ganztagsschulen wurde mit Präsenzzeitregelungen begonnen. Der Personalrat berät und unterstützt die betroffenen Kollegien und hat sich erfolgreich dafür eingesetzt, dass die mit den Schulen ausgehandelten Mindeststandards von der Behörde eingehalten und nicht unterlaufen werden.

Gesellschaft für Bildungsinfrastruktur (GmbH)

Da die Mittel  für den Bildungshaushalt 2004/05 nicht in ausreichendem Maß im Landeshaushalt zur Verfügung gestellt werden konnten, ohne dass der Haushalt durch weitere Kreditaufnahmen seine Verfassungskonformität verloren hätte, hat der Senat beschlossen, die notwendigen Mittel am Landeshaushalt vorbei über eine private Gesellschaft für Bildungsinfrastruktur (GmbH) in das Bildungswesen einzuschleusen. Die Gesellschaft soll den SfBW bei der Steuerung der Schulen und Teilen des LIS unterstützen. Der Personalrat hat sich in Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften und Verbänden mit vielfältigen Maßnahmen gegen die Gründung dieser GmbH gewehrt. Bisher konnte verhindert werden, dass beim Senator für Bildung beschäftigtes schulisches Personal in die GmbH überführt wird. Nach wie vor sieht der Landesrechnungshof die Voraussetzungen der Landeshaushaltsordnung für die Gründung einer GmbH nicht als erfüllt an und auch die Verfassungsmäßigkeit der Privatisierung von Bildungsaufgaben ist nicht gegeben. Der Personalrat wird sich weiter gegen dieses Modell der Privatisierung von Bildung wenden.

Qualitätsentwicklung

Die Qualität der schulischen Leistungen soll erheblich gesteigert werde. Um diese Entwicklung voranzutreiben, ist u.a. das Projekt  Innovations- und Qualitätsentwicklung (Pique) ins Leben gerufen worden. Folgende Bausteine werden zur Zeit diskutiert:

· Entwicklung von Schulprogrammen durch die Schulen, Erstellung von Schuldatenblättern oder Profilkarten. 

· Einrichtung einer Schulinspektion, Experten für externe Schulevaluation.

· Fortbildungsverpflichtung aller LehrerInnen im Umfang von 40 Stunden im Jahr.

· Anwendung von Instrumenten standardisierter Selbstevaluation durch die Schulen., wie z.B. ein System der Stiftung Bertelsmann für die allgemeinbildenden Schulen und das Schweizer System Q2E für die beruflichen Schulen.

· Weitere Schritte zur Einführung von Präsenzzeiten.

· Einführung von Portfolios für jede Lehrerin und jeden Lehrer.

Der Personalrat legt bei dieser Entwicklung sein besonderes Augenmerk darauf, dass keine weiteren Arbeitsverdichtungen und Arbeitszeiterhöhungen durch die Hintertür eingeführt werden.


Regionale Bildungszentren/ 
Schule & Partner,
Ein erster offizieller Evaluationsbericht über die Entwicklung der fünf Berufsschulen des Reformprojekts „Regionale Bildungszentren“ (ReBiz) liegt jetzt in einer Broschüre vor. Die Weiterentwicklung der „ReBiz-Verordnung“ und der Transfer des Qualitätssystems „Q2E“ auf die anderen Berufsschulen sind Ziele des kommenden Schuljahres. Inwieweit Berührungspunkte zwischen der neuen „GmbH“ und ReBiz entstehen werden, ist noch nicht abzusehen. Stichworte sind: Globalbudget (d.h. Haushalts- und Personalbudgetierung), Personalmanagement, Einstellungen bei außerschulischen Trägern, Personalmix, örtlicher Personalrat/Personalausschuss, Evaluierungsstrategien etc.. Der PR-Schulen wird das Projekt weiterhin begleiten und rechtzeitig informieren.

An dem Reformprojekt Schule&Partner nehmen jetzt neben den P- und SI Schulen auch SII und Berufsschulen teil. Über die dafür notwendigen Kontrakte wurde in den GK und SK abgestimmt. Obwohl Schule&Partner mit viel Geld und Personal ausgestattet ist, hat noch keine Evaluation des Gesamtprojekts stattgefunden. Die Weiterentwicklung des Projekts in den Schulen - Freiwilligkeit vs. Verordnung Effizienzgewinne vs. Ausstattung des Projektes - wird vom PR-Schulen kritisch begleitet.
Kürzungen der Bezüge

Trotz Aktionen der Gewerkschaften und Verbände, trotz Erklärungen der Bremer Personalräte hat die Bremische Bürgerschaft im Mai das „Sonderzahlungsgesetz“ beschlossen.

· Damit wird den Beamtinnen und Beamten das Urlaubsgeld gestrichen und das so genannte „Weihnachtsgeld“ von jetzt 83% auf bis zu 45% gekürzt.

· Für die Angestellten ist der entsprechende Tarifvertrag im letzten Jahr gekündigt worden: Neu eingestellte Kolleginnen und Kollegen erhalten weder Urlaubs- noch „Weihnachtsgeld“. Für alle anderen gelten die Bestimmungen des Tarifvertrags bis zum Abschluss neuer Regelungen fort. Der PR-Schulen rät zur Vorsicht bei Vertragsänderungen!

Fachlehrer

Seit über einem Jahr verhandelt der PR-Schulen mit der Behörde über eine Regelung zugunsten der Lehrkräfte, die aufgrund ihrer Qualifikation in niedrigen Gehaltsstufen eingruppiert sind, zum Teil aber die gleiche Arbeit wie ihre verbeamteten Kolleginnen und Kollegen verrichten. Der Behörde liegt jetzt ein erarbeitetes Weiterbildungsmodell zur Entscheidung vor, nach dessen erfolgreicher Teilnahme eine Höhergruppierung möglich ist.

Betreuungskräfte

Nach Ansicht des PR-Schulen widerspricht die Vertragsgestaltung für die Betreuungskräfte, nach der für zwei Wochen Ferien 5% der Gehälter einbehalten werden, dem Tarifvertragsgesetz. Der PR-Schulen wird mit den Betroffenen ein weiteres gemeinsames Vorgehen abstimmen.

Reisekosten

Lehrkräfte „dürfen“ laut der aktuellen Fassung des Reisekostengesetzes schriftlich auf ihre ihnen zustehende Reisekostenvergütung und Auslagenerstattung verzichten. Allerdings muss die Initiative dazu von ihnen selbst – nicht von einem Vorgesetzen – ausgehen. Der PR-Schulen kritisiert, dass diese „Eigeninitiative“ durch die zu geringen Schuletats für Klassenfahrten gefördert wird: Wenn die Lehrkraft nicht auf ihre Zuschüsse verzichtet, steht oft die Klassenfahrt selbst in Frage.

Einstellungen

In diesem Schuljahr wurden im August und Februar 301 neue KollegInnen im Umfang von 265 Stellen eingestellt. Die Gesamtzahl der LehrerInnen veränderte sich durch die Neuzugänge kaum, die Zahl der ausscheidenden KollegInnen hat sich erhöht. Allen Neueingestellten wird eine volle Stelle  und die Verbeamtung angeboten, sofern die beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind und das 45. Lebensjahr zum Zeitpunkt der Einstellung noch nicht vollendet wurde. 

Mehr als die Hälfte aller Stellen wurde schulbezogen ausgeschrieben, um besondere Bedarfe der Schulen abzudecken. In diesem Verfahren hat der PR dafür gesorgt, dass nicht personenscharf ausgeschrieben, keine Berufsanfänger ausgeschlossen und die Einstellungsgespräche vergleichbar waren.

In ihren Bestrebungen Personalkosten zu senken, setzt die Behörde weiter darauf, „billigere“ Arbeitskräfte in Schule einzusetzen. Lehrerarbeit soll dabei auf das Kerngeschäft des "normalen" Unterrichts reduziert werden. Schwimmen, Sprachkurse und Sozialstrukturbedarfe werden zunehmend von "Billigkräften" abgedeckt, die in der Regel bei außerschulischen Trägern mit kurzfristigen Verträgen beschäftigt sind. Erstmals wurden dieses Jahr 12 pädagogische Assistenten über außerschulische Träger eingestellt. 

Arbeits- und Gesundheitsschutz 

Nach dem Arbeitsschutzgesetz ist der Arbeitgeber verpflichtet, eine Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Beschäftigten herbeizuführen. 

Der Senator hat sich hierzu ausdrücklich bekannt und den hohen Stellenwert des Arbeitsschutzes durch das jetzt umgesetzte Konzept „Neuorganisation der Arbeitsschutzorganisation“ betont.

Seit Dezember 2003 liegt die  Auswertung der Gefährdungsuntersuchung vor, die an 10 Bremer Schulen durchgeführt wurde.

Von den Kolleginnen wurde als besonders belastend die Lärmsituation, die Klassen- und Lerngruppengröße sowie die Form der Zusammenarbeit mit der Behörde empfunden. Die vorliegenden Ergebnisse werden durch andere Belastungsuntersuchungen bestätigt.

In Zusammenarbeit mit den Fachdiensten für Arbeitsschutz und der Unfallkasse werden Vorschläge zur Reduzierung der Belastung erarbeitet und der Behörde zur Umsetzung vorgelegt.

Die Absicht von Politik und Behörde, dass sich die Bremer LehrerInnen im Vergleich zu anderen Bundesländern immer mit Spitzenbelastungen bei der Arbeitsbelastung abfinden müssen, lehnen wir ab.

Der Senator ist nun aufgefordert auch Taten auf seine Zusage folgen zu lassen.

Sanierung/ PCB-Sanierung

Endlich - nach 10 Jahren des Ignorierens – sind alle Schulen der Baujahre 1960 – 1975 auf PCB-Vorkommen untersucht. Alle Daten über Schadstoffbelastungen der Schulen werden in einer Datenbank abrufbar gespeichert. Die Untersuchung hat gezeigt , dass auch Gebäude vor 1960 und nach 1975 PCB belastet sein können. Von der ressortübergreifenden Arbeitsgruppe wurde deshalb eine Ausweitung des Messprogramms beschlossen, die z.Zt. noch von der Behörde blockiert wird.

Webseite des Personalrats

Seit Anfang Januar ist der PR Schulen im Internet präsent. Unter unserer Web-Adresse www.pr-schulen-bremen.de finden sich viele Informationsangebote. 

Unter „Aktuelles“ finden sich die nächsten Termine und neuesten Infos aus der PR-Arbeit. Im Bereich „Service“ haben wir Basisinformationen zu verschiedenen Themen von „Abordnung“ über „Personalakte“ bis „Vertretungsregelung“  zusammengestellt. Im „Archiv“ stehen  die letzten Personalrat-Infos zum Download bereit. Ferner haben wir einige Links zu weiteren Info- und Ratgeberseiten aufgelistet.

Schauen Sie doch mal hinein. Hinweise und Verbesserungsvorschläge sind uns willkommen.




Besuchen Sie die Web seite des Personalrats Schulen:


�WWW.pr-schulen-bremen.de








